
Neujahrsempfang
beim OSV
Oldenburg. Der Oldenburger
Sportverein (OSV) lädt für Sonn-
tag, 15. Januar, zum Neujahrsemp-
fang ein. Beginn ist um 11 Uhr im
Sportlerheim am Schauenburger
Platz. Neben den geladenen Gäs-
ten sind auch alle Trainer, Betreu-
er und Übungsleiter willkommen.
Um Anmeldung bis zum 11. Januar
wird gebeten: Telefon 043 61/
626 90 30 oder 043 61/527 51.

Büchereien
teils geschlossen
Grömitz/Neustadt. Die Gemein-
debücherei Grömitz in der Kir-
chenstraße 10 bleibt urlaubsbe-
dingt vom 24. bis zum 31. Dezem-
ber geschlossen. In dieser Zeit
kann eine Bücherrückgabe beim
Tourismus-Service Grömitz, Neu-
er Markt 1, erfolgen. Die Stadtbü-
cherei Neustadt öffnet vor Weih-
nachten letztmalig am Freitag,
23. Dezember, ihre Türen. Nach
den Weihnachtstagen ist von
Dienstag, 27., bis einschließlich
Freitag, 30. Dezember, geöffnet.
Am 31. Dezember bleibt die Stadt-
bücherei geschlossen. Ab Diens-
tag, 2. Januar, gelten die gewohn-
ten Öffnungszeiten.

IN KÜRZE

1275 Teilnehmer lockte der Verein „Attraktive Burger Alt-
stadt“ (ABA) beim diesjährigen Weihnachtsrätsel an. Alle
suchten in den drei Dutzend Betrieben nach dem Maskott-
chen „Herrn Bummel“, der sich in den Schaufenstern mit-
samt einer Zahl versteckt hatte. Wer sie richtig addierte
und auch noch wusste, dass das Burger Rathaus – das in
diesem Jahr seinen 115. Geburtstag feiert – durch drei

Turmspitzen verziert wird, hatte mit der korrekten Lö-
sungszahl „94“ eine Chance auf die 60 gestifteten Preise.
Übergeben wurden sie auf der Bühne der „Burger Weih-
nachtswochen“ von Gesine Hansen und Anja Schmidt. Die
Hauptpreise gingen an Reinhard Gamon und Michael Bro-
se, die Jugendpreise an Finja Seefeldt und Matthis
Brumm.  FOTO/TEXT: GJS

Göhl. Auch im neuen Jahr werden
der Bahnübergang und die Wind-
kraft in Verbindung mit der 380-
kV-Trasse beherrschende Themen
in der Gemeinde Göhl sein. „Wir
können nur bei beiden Sachen am
Ball bleiben, abwarten und schnell
reagieren, wenn dies erforderlich
ist“, betont Göhls Bürgermeister
Thomas Bauer (BGG).

Kürzlich war er mit weiteren
kommunalen Vertretern in Berlin,
wo er Gespräche mit den Bundes-
tagsabgeordneten der Heimatregi-
on und mit Vertretern der Bahn
überdie Situation in Sachen Hinter-
landanbindung führte. Der im Bun-
destag festgelegte Verkehrswege-
plan sehe für die Bahn nur eine Rei-
sezeit von 150 Minuten zwischen
Kopenhagen und Hamburg vor
(LN berichteten). „Das bedeutet,
dass zwar schneller als 160 km/h
gefahren werden muss, aber nicht
zwingend überall“, so Bauer. So
könne es sein, dass die Bahn nur da
ausbaue, wo es problemlos funktio-
niere. „Ich habe in Berlin die Politi-
ker aufgefordert, sich weiter für die
Aufhebung unseres Bahnüber-

gangs einzusetzen. Weiterhin ha-
be ich als Delegierter diese Forde-
rung auch im Projektbeirat ge-
stellt“, erläutert Bauer. Das Dialog-
forum habe zudem beschlossen,
die Forderungen des Beirats an zu-
ständige Stellen weiterzuleiten.

Auch die Veröffentlichung des
neuen Regionalplans in Sachen
Windkraft beschäftigt Thomas Bau-
er. „Dort sind sämtliche Windkraft-
anlagen in unserer Gemeinde zu-
künftig nicht mehr vorgesehen.“
Zwar hätten bestehende Anlagen
Bestandsschutz, doch könnten sie
nicht ersetzt werden. „Dass dies für
unsere Gemeinde aus finanzieller
Sicht schlecht ist, liegt auf der
Hand. Ich kann den Plan über-
hauptnicht nachvollziehen.“Trotz-
dem würden die Landesregierung
und Tennet an den Planungen zur
380-kV-Trasse festhalten. „Das
überrascht mich zwar, lässt mich
andererseits aber auch hoffen“,
sagt Bauer, denn so setzt er darauf,
dass doch ein Teil des 110-kV-Um-
spannwerkes aus dem Ort heraus-
genommenwird, wie es die bisheri-
gen Planungen vorsehen.  mb

Großer Andrang beim Burger Weihnachtsrätsel

„Bei Bahn und Strom
am Ball bleiben“

Göhler Bürgermeister fokussiert Themen für 2017
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LN-FLOHMARKT-HOTLINE
Tel.: 04 51/144 -1111, Fax: 04 51/144 -1010 

oder www.LN-Medienhaus.de

Ihre Schenkung, Stif tung oder letzt-

willige Verfü gung ermöglicht Kindern 

eine hoffnungsvolle Zukunft. Dafür 

von allen SOS-Kin derdorf-Kindern ein 

herzliches Danke schön.

Dr. Daniela Späth und KollegInnen

Renatastraße 77 

80639 München

Telefon 089/12606-169              

erbehilft@sos-kinder dorf.de

www.sos-kinderdorf.de/testament

Danke!Danke!

Am 12. Dezember 2016 verstarb unser  

langjähriger Kamerad

Löschmeister 

und Träger des Brandschutzehrenzeichen in Gold

Helmut Schmidt
* 4. Mai 1928        † 12. Dezember 2016

Der Verstorbene Kamerad war ein langjähriges Mitglied  

in der Freiwilligen Feuerwehr Giddendorf – Seegalendorf – Gremersdorf.

Er hat stets zum Wohle der Mitbürger und der Allgemeinheit

tatkräftige Arbeit in der Wehr geleistet.

Mit Dank und Anerkennung nehmen die Kameraden Abschied

von Helmut Schmidt und werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

F. F. Giddendorf – Seegalendorf – Gremersdorf

                   Ortswehrführerin Gemeindewehrführer

                BM Tina Bochnia HB HBM** Marc Ochsen

Bekanntmachung der Gemeinde Altenkrempe
Betr.: Beschluss über die Aufstellung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 
der Gemeinde Altenkrempe für den Bereich der Gutshofanlage Hasselburg
Die Gemeindevertretung hat in Ihrer Sitzung am 05.12.2016 die Aufstellung der 1. vereinfach-
ten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Altenkrempe für den Bereich der Guts-
hofanlage Hasselburg  bestehend aus einer Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als 
Satzung beschlossen. 
Dies wird hiermit bekannt gemacht.

Die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 9 tritt mit  Beginn des auf die Veröffent-
lichung in den Lübecker Nachrichten  folgenden Tages in Kraft.
Alle Interessierten können die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 9  und die Be-
gründung dazu von diesem Tage an in der Amtsverwaltung des Amtes Ostholstein-Mitte, Am Ruh-
sal in 23744 Schönwalde a.B. im Hauptgebäude -1. Stock links- Bauamt -während der Öffnungs-
zeiten für den  Publikumsverkehr einsehen und über den Inhalt Auskunft erhalten. 
Beachtliche Verletzungen der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches (BauGB) 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften sowie der in § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten 
Vorschriften werden unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Dasselbe gilt für die 
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs. Dabei ist der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 BauGB über die fristgemä-
ße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe durch diesen Bebauungs-
plan in eine bisher zulässige Nutzung und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen.
Unbeachtlich ist zudem eine Verletzung der in § 4 (3) GO bezeichneten landesrechtlichen Form-
vorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung der Bebauungsplansatzung sowie ei-
ne Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Gemein-
de unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die die Verletzung ergibt, gel-
tend gemacht worden ist.
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internetseite des Amtes Ostholstein-Mitte unter  
www.amt-ostholstein-mitte.de veröffentlicht.
Schönwalde a. B., den 20.12.2016 Gemeinde Altenkrempe
 Der Bürgermeister
                                                                         LS gez. Unterschrift
 (Hans-Peter Zink)

Am Dienstag, 10. Januar 2017,19.30 Uhr, findet in der Lesehalle Lensahn, Sundstraße 1, 
Lensahn, eine Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Wirtschaft, Verkehr und Bauwesen statt.
Die Sitzung ist öffentlich.
Tagesordnung:
1. Einwohnerfragestunde
2. Niederschrift Nr. 11/2013 – 2018 vom 25.10.2016
3.  Bericht des Bürgermeisters über ausgeführte Beschlüsse und 

wichtige Verwaltungsangelegenheiten
4. Erhöhung der Eintrittspreise im Waldschwimmbad   
5. Haushalt 2017       
6. Anfragen, Mitteilungen
Hinweis:
Es besteht die Möglichkeit, dass durch Beschluss die Öffentlichkeit zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten ausgeschlossen wird. Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntgabe evtl. 
Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung.
Lensahn, 20.12.2016 Gemeinde Lensahn - Der Bürgermeister - gez. Klaus Winter

Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Kellenhusen
für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Kellenhusen

Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerweh-
ren (Brandschutzgesetz - BrSchG) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO) für Schles-
wig-Holstein, beide in der jeweils gültigen Fassung, wird nach Beschluss der Gemeindevertre-
tung vom 14.12.2016 folgende Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für die Kame-
radschaftspflege der Freiwilligen  Feuerwehr Kellenhusen erlassen:

§ 1 Kameradschaftskasse
In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine Kameradschaftskasse, 
die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der Mitgliederversammlung im Rah-
men der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt wird.

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung
Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der Gemeinde sowie Spen-
den, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des Brandschutzgesetzes), im Übrigen 
aus Einnahmen aus der Durchführung von Veranstaltungen der Freiwilligen Feuerwehr sowie 
sonstigen Einnahmen und Beiträgen der fördernden Mitglieder.

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse
Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu einer Wert-
grenze in Höhe von 2000,00 EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die Entscheidung bis zu einem 
von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung übertragen. Im Übrigen richtet sich das 
Verfahren nach § 2 b des Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsatzung.

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan
(1)  Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der Rücklage zu Be-

ginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr zur Erfüllung der Aufga-
be der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben entsprechend des 
Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschaftskasse.

(2)  Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für die Teilplä-
ne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der Freiwilligen Feuerwehr zu-
sammenzufassen.

(3)  Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der Mitglieder-
versammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in Kraft. Eine 
Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen.

§ 5 Nachtragsplan
Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres durch Nach-
tragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die Vorschriften für den Einnahme- 
und Ausgabeplan entsprechend.

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung
(1)  Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in künftigen Jahren dür-

fen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur Leistung für Ausgaben für Ver-
mögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht eingegangen werden.

(2)  Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht in Kraft 
getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche Verpflichtung nach Ab-
satz 1 besteht oder die für die Durchführung von wiederkehrenden Veranstaltungen unauf-
schiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 dürfen die Ansätze der Einnahme- und Ausgabe-
planung des Vorjahres nicht überschritten werden.

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben
(1)  Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für gegenseitig oder ein-

seitig deckungsfähig erklärt werden.
(2)  Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben verwendet werden, 

wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht. 
(3)  Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben verwendet wer-

den; § 3 bleibt unberührt.
(4) Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen Ausgaben.
(5)  Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar 

sind und die Deckung gewährleistet ist.
(6)  Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet werden, wenn die Ge-

meindevertretung zugestimmt hat.
(7)  Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben bestimmt die 

Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben be-
trägt 2000,00 EUR.

§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen
(1)  Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich nur zur Ka-

meradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von Feuerwehrveranstaltungen er-
forderlich sind, erworben werden.

(2)  Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ordnungsge-
mäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen ei-
nen angemessenen Ertrag bringen.

(3)  Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und Herstellung Ausgaben 
in Höhe von mindestens 500 EUR je Vermögensgegenstand entstanden sind, in einem Be-
standsverzeichnis nachzuweisen.

(4)  Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit nicht gebraucht 
werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegen-
standes gilt dies entsprechend.

§ 9 Kassenführung
(1)  Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und eigenverantwort-

lich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
(2)  Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten Ausgaben bis 

zu einer Höhe von 500,00 EUR entscheidet die Wehrführung; im Übrigen ist der Wehrvor-
stand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im Rahmen des Einnahme- und Ausga-
beplans zu entscheiden.

(3)  Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und sämtliche Einnahmen 
und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und Ausgabeplans zu verbuchen. Zahlun-
gen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen nach Absatz 2 und Vorlage von schriftlichen 
Belegen annehmen und leisten. Unbare Zahlungsvorgänge sind von der Kassenverwaltung 
über ein gemeindliches Girokonto der Freiwilligen Feuerwehr abzuwickeln.

(4)  Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich gegliedert, sämt-
liche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie deren Art bzw. Zweck, die 
Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst sind. Sämtliche Einnahmen und Aus-
gaben bzw. Zu- oder Ab-gänge der Kameradschaftskasse sind durch Rechnungen, Quittun-
gen oder ähnliche Nachweise zu belegen.

(5)  Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 dieser Satzung des 
Sondervermögens für die Kameradschaftspflege.

§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung
(1)  Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der Ausführung 

des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des Bestandsverzeichnisses. Überplanmä-
ßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie Mehrausgaben sind zu erläutern. Der Darstel-
lung der Einnahme- und Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des Musters eines Einnah-
me- und Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschaftskasse sowie des Musters 
eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Kameradschaftskasse. Teilpläne der 
Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Ausgaberechnung.

(2)  Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des 
Haushaltsjahres aufzustellen.

(3)  Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer zu 
prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das laufende Kalenderjahr 
gewählt werden. die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer dürfen nicht zum Wehrvorstand 
gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der Gemeindeordnung sowie nach Kommunalprü-
fungsgesetz bleiben unberührt.

(4)  Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung beschließt die 
Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der Kassenprüfer.

(5) Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen.
§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen

Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 Gemeindehaus-
haltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die Aufbewahrung erfolgt bei der Gemeinde.

§ 12 Schlussbestimmungen
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.
Kellenhusen, den 14.12.2016 Carsten Nebel
 Bürgermeister


